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Entscheidungsdatum

31.07.2019
Norm

B-VG Art. 133 Abs4

PrivSchG §5

VwGG §33 Absl

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §31 Absl

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geadndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geadndert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geadndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geadndert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 glltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geadndert durch StGBI. Nr. 4/1945

. B-VG Art. 133 glltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VwWGG § 33 heute

VwGG § 33 gultig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 2/2021

VwGG § 33 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
VwGG § 33 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
VwGG § 33 gultig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
VwGG § 33 glltig von 05.01.1985 bis 30.06.2008
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1. VWGVG § 28 heute
VwWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N

1. VWGVG § 31 heute
2. VwGVG § 31 gultig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018
3. VWGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
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4. VwWGVG § 31 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
Spruch
W129 2191193-1/6E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als Einzelrichter Uber die
Beschwerde von XXXX gegen den Bescheid des Stadtschulrates fur Wien vom 02.01.2018, ZI.
600.918161/0001-RPS/2017, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter DDr. Markus
GERHOLD als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40 gegen den Bescheid des Stadtschulrates fur
Wien vom 02.01.2018, ZI. 600.918161/0001-RPS/2017, beschlossen:

A)
Die Beschwerde wird als gegenstandslos geworden erklart und das Verfahren wird eingestellt.
B)

Die Revision ist gemafR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.Die Revision ist gemaf Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:romisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefuhrer ist der Schulerhalter der Privatschule "

XXXX ". Er zeigte am 06.12.2017 die Verwendung von XXXX als Lehrerin fur den Gesamtunterricht mit
Ausnahme der Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik" an dieser Privatschule
an.romisch 40 ". Er zeigte am 06.12.2017 die Verwendung von rdmisch 40 als Lehrerin fur den
Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik"
an dieser Privatschule an.

2. Mit dem angefochtenen Bescheid untersagte der Stadtschulrat fur Wien (nun: Bildungsdirektion fir Wien)
gemal § 5 Abs. 6 iVm Abs. 4 und 1 Privatschulgesetz (PrivSchG) die Verwendung von XXXX als Lehrerin fir
den Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben" und
"Mathematik" an der Privatschule " XXXX "2. Mit dem angefochtenen Bescheid untersagte der Stadtschulrat
fir Wien (nun: Bildungsdirektion fur Wien) gemaf Paragraph 5, Absatz 6, in Verbindung mit Absatz 4 und eins
Privatschulgesetz (PrivSchG) die Verwendung von romisch 40 als Lehrerin fUr den Gesamtunterricht mit
Ausnahme der Unterrichtsgegenstédnde "Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik" an der Privatschule "
rémisch 40 "

3. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht die vorliegende Beschwerde.

4. Mit Schreiben vom 3. Juli 2019 teilte der Beschwerdeflihrer mit, dass XXXX nicht mehr als Lehrerin an der
Privatschule verwendet werde und auch sozialversicherungsrechtlich als Diensthnehmerin abgemeldet worden
sei.4. Mit Schreiben vom 3. Juli 2019 teilte der Beschwerdeflhrer mit, dass romisch 40 nicht mehr als Lehrerin
an der Privatschule verwendet werde und auch sozialversicherungsrechtlich als Dienstnehmerin abgemeldet
worden sei.

5. Mit Schriftsatz vom 12.07.2019 teilte der Beschwerdeflhrer mit, dass eine Zurtickziehung der Beschwerde
nicht beabsichtigt gewesen sei.

6. Das Bundesverwaltungsgericht hielt dem Beschwerdefuhrer die Gegenstandslosigkeit des
Beschwerdeverfahrens mit Schreiben vom 16.07.2019 vor.

7. Zum Vorhalt der Gegenstandslosigkeit langte bis zum Datum der Beschlussfassung keine Stellungnahme
ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P31/NOR40147944

1. Feststellungen:

Der BeschwerdeflUhrer ist Schulerhalter der Privatschule " XXXX ".Der Beschwerdefuhrer ist Schulerhalter der
Privatschule " romisch 40 ".

XXXX wird nicht mehr als Lehrerin fur den Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande
"Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik" an dieser Privatschule verwendet.romisch 40 wird nicht mehr
als Lehrerin fur den Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben”
und "Mathematik" an dieser Privatschule verwendet.

2. Beweiswdirdigung:
Die Feststellungen ergeben sich aus dem Akteninhalt und sind unstrittig.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemalk § 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-
oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.GemaR Paragraph 6, BVwWGG entscheidet
das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,
BGBI. | Nr. 33/2013, geregelt (§ 1 leg.cit.). GemalR§ 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwWGVG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013,, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemals Paragraph 58,
Absatz 2, VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemaR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren tber
Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,
BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Gemals Paragraph 17, VwWGVG
sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden gemaf
Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie
des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194
aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die
Behdrde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat
oder anzuwenden gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern
die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal § 31 Abs. 1 VwGVG
erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen
ist. Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis
zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR
Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit
nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A)
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Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist eine Beschwerde mit Beschluss fur
gegenstandslos geworden zu erkldren, wenn in irgendeiner Lage des Verfahrens offenbar wird, dass der
Beschwerdeflhrer klaglos gestellt wurde.

Gegenstandslosigkeit wird - neben formeller Klaglosstellung - angenommen, wenn durch Anderung
mafgeblicher Umstande zeitlicher, sachlicher oder prozessualer Art das rechtliche Interesse des
Beschwerdeflhrers an der Entscheidung wegfallt. Dabei ist zu beachten, dass die gesetzlichen
Bestimmungen Uber die Verwaltungsgerichtsbarkeit einer Partei nicht den Anspruch auf die
verwaltungsgerichtliche Feststellung der GesetzmaRigkeit von Bescheiden an sich gewahren, sondern nur
einen Anspruch auf Aufhebung gesetzwidriger Bescheide, die in die Rechtssphare der Partei eingreifen (vgl.
Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahrenz [2018], § 28 VwWGVG, Anm. 5 mit Hinweisen zur Judikatur
des Verwaltungsgerichtshofes).Gegenstandslosigkeit wird - neben formeller Klaglosstellung - angenommen,
wenn durch Anderung maRgeblicher Umstinde zeitlicher, sachlicher oder prozessualer Art das rechtliche
Interesse des Beschwerdefuhrers an der Entscheidung wegfallt. Dabei ist zu beachten, dass die gesetzlichen
Bestimmungen Uber die Verwaltungsgerichtsbarkeit einer Partei nicht den Anspruch auf die
verwaltungsgerichtliche Feststellung der GesetzmaRigkeit von Bescheiden an sich gewahren, sondern nur
einen Anspruch auf Aufhebung gesetzwidriger Bescheide, die in die Rechtssphare der Partei eingreifen
vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren? [2018], Paragraph 28, VwGVG, Anmerkung 5
mit Hinweisen zur Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes).

Das Rechtsschutzinteresse besteht demnach bei einer Bescheidbeschwerde im objektiven Interesse des
Beschwerdefiihrers an einer Beseitigung des angefochtenen, ihn beschwerenden Verwaltungsaktes. Dieses
Interesse wird daher immer dann zu verneinen sein, wenn es fur die Rechtsstellung des Beschwerdeflhrers
keinen Unterschied mehr macht, ob der angefochtene Bescheid aufrecht bleibt oder aufgehoben wird bzw.
wenn die Erreichung des Verfahrenszieles fir den Beschwerdeflhrer keinen objektiven Nutzen hat, die in der
Beschwerde aufgeworfenen Rechtsfragen soweit nur (mehr) theoretische Bedeutung besitzen (vgl. dazu etwa
VwGH 27.11.2018, Ra 2018/02/0162; 31.01.2018, Ra 2018/10/0022, jeweils m. w.N.).Das
Rechtsschutzinteresse besteht demnach bei einer Bescheidbeschwerde im objektiven Interesse des
Beschwerdefihrers an einer Beseitigung des angefochtenen, ihn beschwerenden Verwaltungsaktes. Dieses
Interesse wird daher immer dann zu verneinen sein, wenn es fur die Rechtsstellung des Beschwerdeflhrers
keinen Unterschied mehr macht, ob der angefochtene Bescheid aufrecht bleibt oder aufgehoben wird bzw.
wenn die Erreichung des Verfahrenszieles fiir den Beschwerdefiihrer keinen objektiven Nutzen hat, die in der
Beschwerde aufgeworfenen Rechtsfragen soweit nur (mehr) theoretische Bedeutung besitzen vergleiche dazu
etwa VwGH 27.11.2018, Ra 2018/02/0162; 31.01.2018, Ra 2018/10/0022, jeweils m. w.N.).

Daraus folgt, dass ein Beschwerdeflihrer vor dem Verwaltungsgericht keinen Anspruch auf die bloRe
Feststellung der Gesetzwidrigkeit des angefochtenen Bescheides hat; das Verwaltungsgericht ist ebenfalls
nicht berufen, eine Entscheidung lediglich Gber abstrakt-theoretische Rechtsfragen zu treffen, denen keine
praktische Relevanz mehr zukommen kann (vgl. wieder VwWGH 31.01.2018, Ra 2018/10/0022).Daraus folgt,
dass ein Beschwerdeflihrer vor dem Verwaltungsgericht keinen Anspruch auf die bloRe Feststellung der
Gesetzwidrigkeit des angefochtenen Bescheides hat; das Verwaltungsgericht ist ebenfalls nicht berufen, eine
Entscheidung lediglich Gber abstrakt-theoretische Rechtsfragen zu treffen, denen keine praktische Relevanz
mehr zukommen kann vergleiche wieder VwGH 31.01.2018, Ra 2018/10/0022).

Ein solcher Fall liegt hier vor:

Gegenstand des vorliegenden Beschwerdeverfahrens ist eine Bescheidbeschwerde zur Untersagung der
Verwendung von XXXX als Lehrerin fir den Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande
"Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik" an der Privatschule " XXXX ".Gegenstand des vorliegenden
Beschwerdeverfahrens ist eine Bescheidbeschwerde zur Untersagung der Verwendung von rémisch 40 als
Lehrerin fur den Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben"
und "Mathematik" an der Privatschule " romisch 40 ".

Die Rechtsstellung des Beschwerdefiihrers hinsichtlich der Untersagung der Verwendung von XXXX als
Lehrerin fur den Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben"
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und "Mathematik" an dieser Privatschule kdnnte auch durch eine stattgebende Erledigung nicht verbessert
werden, weil jene Lehrerin, deren Verwendung angezeigt bzw. begehrt wurde, nicht mehr an dieser
Privatschule beschaftigt ist.Die Rechtsstellung des Beschwerdefiihrers hinsichtlich der Untersagung der
Verwendung von rémisch 40 als Lehrerin fir den Gesamtunterricht mit Ausnahme der
Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik" an dieser Privatschule kénnte auch
durch eine stattgebende Erledigung nicht verbessert werden, weil jene Lehrerin, deren Verwendung
angezeigt bzw. begehrt wurde, nicht mehr an dieser Privatschule beschaftigt ist.

Da XXXX nicht mehr als Lehrerin fir den Gesamtunterricht mit Ausnahme der Unterrichtsgegenstande
"Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik" an der Privatschule " XXXX " verwendet wird, ist somit das
Beschwerdeverfahren zufolge materieller Klaglosstellung wegen Wegfalls des Rechtsschutzinteresses als
gegenstandlos zu erklaren.Da romisch 40 nicht mehr als Lehrerin fir den Gesamtunterricht mit Ausnahme
der Unterrichtsgegenstande "Deutsch/Lesen/Schreiben" und "Mathematik" an der Privatschule " rémisch 40 "
verwendet wird, ist somit das Beschwerdeverfahren zufolge materieller Klaglosstellung wegen Wegfalls des
Rechtsschutzinteresses als gegenstandlos zu erklaren.

Von der Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung konnte gemal § 24 Abs. 4 VwGVG Abstand genommen
werden, da der fir die Entscheidung mafRgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage geklart ist und eine
mundliche Erérterung die weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst. Die Losung des Falles hangt
ausschlieBlich von Rechtsfragen ab. Der zu-grunde liegende Sachverhalt ist nicht strittig. Dem Entfall der
Verhandlung stehen auch weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI.
Nr. C 83 vom 30.03.2010, S 389, entgegen.Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte
gemal Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG Abstand genommen werden, da der flir die Entscheidung
maRgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage geklart ist und eine mindliche Erérterung die weitere Klarung
der Rechtssache nicht erwarten lasst. Die Losung des Falles hangt ausschlieflich von Rechtsfragen ab. Der
zu-grunde liegende Sachverhalt ist nicht strittig. Dem Entfall der Verhandlung stehen auch weder Artikel 6,
Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr.
210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom
30.03.2010, S 389, entgegen.

Zu B) (Un)Zulassigkeit der Revision:

GemaR § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begrinden.Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig
ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemaB Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt.
Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der Dbisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Es war somit spruchgemaR zu entscheiden.
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